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Sammlung 

der Satzungen und Verordnungen 

der Stadt Königslutter am Elm  

Gruppe 0 – 3  

 

 

Satzung 

über die Gewährung von Aufwandsentschädigungen, 

den Ersatz von Verdienstausfällen 

und die Erstattung von Fahrtkosten 
 

 
 
 
Aufgrund der §§ 10 44, 55 und 58 Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der z. Z. geltenden Fas-
sung und der §§ 12, 32, 33 des Niedersächsisches Gesetz über den Brandschutz und die Hilfe-
leistung der Feuerwehr(Niedersächsisches Brandschutzgesetz - NBrandSchG) vom 18. Juli 

2012  (Nds. GVBl. S.269) in der z. Z. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Königslutter am 

Elm in seiner Sitzung am 09.07.2020 folgende Neufassung der Satzung über die Gewährung 
von Aufwandsentschädigungen, den Ersatz von Verdienstausfällen und die Erstattung von 
Fahrtkosten beschlossen: 
 

I 

Entschädigungen für Ratsmitglieder, Mitglieder der Ortsräte  

und nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder 
 

§ 1 
 

(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung von 60,00 €. 
 
(2) Auf die/den Bürgermeister/in findet diese Satzung keine Anwendung. 

 

§ 2 
 

(1) Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und Gruppen/-
Fraktionssitzungen Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 € je Sitzung. Ratsmitglieder, die an Sit-
zungen nur als Zuhörer teilnehmen, erhalten kein Sitzungsgeld. 
Ortsratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld für Sitzungen des 
Ortsrates in Höhe von 30,00 € je Sitzung. 
Die Mitglieder des Hauptausschusses (Verwaltungsausschusses) oder deren persönliche 
Vertreter und die/der Ratsvorsitzende erhalten für die Teilnahme an den Verwaltungsaus-
schusssitzungen bzw. für die Übernahme der Leitung der Ratssitzung ein Sitzungsgeld von 
60,00 € (doppeltes Sitzungsgeld).  
Soweit einer Gruppensitzung auch eine Fraktionssitzung vorgeschaltet ist, wird nur ein Sit-
zungsgeld gewährt.  
 

(2) Vertreterinnen oder Vertreter der Stadt in sonstigen Gremien erhalten für die Teilnahme an 
den Sitzungen ein Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 € je Sitzung, sofern nicht Dritte zur Zah-
lung verpflichtet sind. Ist die Vertreterin oder der Vertreter Beschäftigte oder Beschäftigter 
der Stadt, entfällt die Zahlung. 
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(3) Bei Sitzungen, die länger als sechs Stunden dauern, wird Sitzungsgeld für zwei Sitzungen = 
60,00 € gewährt. 
 

(4) Soweit Ausschussmitglieder (beratene bzw. hinzugewählte Mitglieder) nicht dem Rat ange-
hören, erhalten sie ein Sitzungsgeld pro Sitzung in Höhe von 30,00 €. 

 
(5) Ratsmitglieder, die den Ortsräten mit beratender Stimme angehören, erhalten kein Sit-

zungsgeld. 
 

(6) Für andere Sitzungen, insbesondere solche nur vorübergehend eingerichteter Gremien, 
kann ein Sitzungsgeld gezahlt werden, wenn dies vom Rat oder Verwaltungsausschuss im 
Einzelfall beschlossen wird. 

 

§ 3 
 

(1) Die beiden stellv. Bürgermeister/innen erhalten neben der Aufwandsentschädigung nach  
§ 1 jeweils eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 100,00 €. 
Sofern der Rat über eine Reihenfolge der Vertretungsbefugnis beschließt, erhalten die  
1. stellv. Bürgermeisterin oder der 1. stellv. Bürgermeister neben der Aufwandsentschä-
digung nach § 1 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 110,00 € und die  
2. stellv. Bürgermeisterin oder der 2. stellv. Bürgermeister neben der Aufwandsentschä-
digung nach § 1 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 90,00 €. 
 

(2) Die Gruppen- und Fraktionsvorsitzenden erhalten neben der Aufwandsentschädigung nach 
§ 1 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 100,00 €.  
Die zusätzliche Aufwandsentschädigung wird in Fällen, in denen ein Ratsmitglied sowohl 
Fraktions- als auch Gruppenvorsitzende/r ist, nur einmal gezahlt. 
 

(3) Die Ortsbürgermeisterinnen oder die Ortsbürgermeister erhalten neben der Aufwands-
entschädigung nach § 2 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 120,00 €. 
 

(4) Die stellv. Ortsbürgermeisterinnen oder die stellv. Ortsbürgermeister erhalten neben der 
Aufwandsentschädigung nach § 2 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe  
von 20,00 €.  

 

§ 4 

 
Mit der Gewährung einer Aufwandsentschädigung ist der Anspruch auf Ersatz von Auslagen  
abgegolten, soweit im § 10 nichts anderes bestimmt ist. Die Erstattung von Fahrtkosten  
wird hiervon nicht berührt (vergl. § 6). 

 

§ 5 
 

(1) Verdienstausfall wird auf Antrag in der nachweislich entstandenen Höhe, jedoch nur bis zur 
Höhe von 35,00 € je Stunde und 280,00 € je Tag erstattet. Soweit der Bruttoverdienst-
ausfall den Höchstbetrag nicht überschreitet, kann auf Antrag die Stadt den Bruttobetrag 
dem Arbeitgeber erstatten, während dieser für die in Wahrnehmung des Mandats entste-
henden Ausfallzeiten das Arbeitsentgelt weiterzahlt und die darauf entfallenden Abgaben 
und Sozialversicherungsbeiträge einschließlich der Arbeitgeberanteile abführt. 
 

(2) Verdienstausfall wird für den in § 2 genannten Personenkreis gewährt. Darüber hinaus  
erhalten Ratsmitglieder, die an vom Verwaltungsausschuss geladenen Bürgeranhörungen, 
Besichtigungen und sonstigen Informationsveranstaltungen teilnehmen, Verdienstausfaller-
stattung.  
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§ 6 
 

(1) Fahrtkosten für den in § 2 genannten Personenkreis werden in der nachweislich entstan-
denen Höhe bis zur Höhe der Beförderungssätze öffentlicher Verkehrsmittel vom Wohnsitz 
zum Tagungsort erstattet. Abweichend hiervon wird bei der Benutzung privateigener Kraft-
fahrzeuge eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 0,30 €/km gewährt. 

 

§ 7 
 

Bei genehmigten Dienstreisen werden Reisekosten nach Orten außerhalb der Stadt nach den  
für die Beamtinnen und Beamten der Stadt Königslutter am Elm geltenden Bestimmungen ge-
währt. Daneben kommen eine Zahlung von Sitzungsgeldern und die Erstattung von Auslagen 
nicht in Betracht. 
 
 

II 

Entschädigungen für Ehrenbeamte und sonstige  

für die Stadt ehrenamtlich tätigen Personen 
 

§ 8 
 

(1) Folgende Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Personen der Stadt  
erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung: 

 a) die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher  100,00 € 
  b) die oder der stellv. Ortsvorsteher  20,00 € 
 c) die Stadtarchivarin oder der Stadtarchivar  105,00 € 
 d) die Bildarchivarin oder der Bildarchivar 50,00 € 
 e) die Dorfarchivarinnen oder Dorfarchivare 20,00 € 
 f) die Gleichstellungsbeauftragte 230,00 € 
 g) die Schiedspersonen (Schiedsperson und Stellvertreterin) jeweils 25,00 € 
 
(2) Die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte der Freiwilligen Feuerwehr erhalten folgende mo-

natliche Aufwandsentschädigungen: 
a) die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister 220,00 € 
b) die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister Schwerpunkt 85,00 € 
c) die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister Stützpunkt 60,00 € 
d) die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister 
 Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 50,00 € 

Stellvertreter: 
a) die 1. stellv. Stadtbrandmeisterin oder der 1. stellv. Stadtbrandmeister 85,00 € 
b) die 2. stellv. Stadtbrandmeisterin oder der 2. stellv. Stadtbrandmeister 50,00 € 
c) die stellv. Ortsbrandmeisterin oder der stellv. Ortsbrandmeister Schwerpunkt 45,00 € 
d) die stellv. Ortsbrandmeisterin oder der stellv. Ortsbrandmeister Stützpunkt 30,00 € 
e) die stellv. Ortsbrandmeisterin oder der stellv. Ortsbrandmeister 
 Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 25,00 € 
 
Für die sonstigen ehrenamtlichen Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr werden fol-
gende monatliche Aufwandsentschädigungen festgesetzt: 
a) die Gerätewartin oder der Gerätewart Schwerpunkt 55,00 € 
b) die stellv. Gerätewartin oder der stellv. Gerätewart Schwerpunkt 25,00 € 
c) die Gerätewartin oder der Gerätewart Stützpunkt 30,00 € 
d) die stellv. Gerätewartin oder der stellv. Gerätewart Stützpunkt 10,00 € 
e) die Gerätewartin oder der Gerätewart Grundausstattung 25,00 € 
f) die Stadtjugendfeuerwehrwartin oder der Stadtjugendfeuerwehrwart 35,00 € 
g) die Jugendfeuerwehrwartin oder der Jugendfeuerwehrwart Ortsfeuerwehren 20,00 € 
h) die Kinderfeuerwehrwartin oder der Kinderfeuerwehrwart Ortsfeuerwehren 20,00 € 
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i) die oder der Stadtsicherheitsbeauftragte 25,00 € 
j) die Kleiderkammerwartin oder der Kleiderkammerwart 35,00 € 
k) die/der Funkbeauftragte 20,00 € 
l) die/der Stadtatemschutzbeauftragte 20,00 € 

§ 9 
 

(1) Die Ansprüche der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr, die als Arbeiterinnen/Arbeiter, An-
gestellte oder zur Ausbildung beschäftigt sind, gegenüber Ihren Arbeitgebern und die Erstat-
tungsansprüche der privaten Arbeitgeber ergeben sich aus dem Niedersächsischen Brand-
schutzgesetz.  
 

(2) Den selbstständig Tätigen Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr wird der durch die Teil-
nahme an Einsätzen und Übungen, Aus- und Fortbildungsveranstaltungen entstandene 
Verdienstausfall (einschließlich der erforderlichen Ruhezeiten) bis zu einer Höhe von 35,00 
€ je Stunde und 280,00 € je Tag erstattet, sofern der Verdienstausfall glaubhaft nachgewie-
sen wird. 
 

(3) Bei der Durchführung von genehmigten Dienstreisen außerhalb des Stadtgebietes besteht  
Anspruch auf Reisekostenvergütung nach den für die Beamtinnen und Beamten der Stadt 
Königslutter am Elm geltenden Bestimmungen. 

 
 

III 

Gemeinsame Bestimmungen 

 

§ 10 
 

(1) Die Aufwandsentschädigungen sind monatlich im Voraus zahlbar, und zwar unabhängig 
 vom Beginn oder Ende der Tätigkeit jeweils für einen ganzen Kalendermonat. Die Aus--
 zahlung der Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld bzw. die Sitzungsgelder erfolgt vier-
teljährlich nachträglich. 
 

(2) Auslagen für Aufwendungen für eine Kinderbetreuung gemäß § 55 Abs. 1 i.V. mit § 44 Abs. 
1 NKomVG oder gemäß § 33 Abs. 2 Nds. Brandschutzgesetz (NBrandSchG) werden in der 
nachgewiesenen und notwendigen Höhe erstattet, wenn für die Betreuung eines Kindes bis 
zur Vollendung des 14. Lebensjahres nachgewiesene Kosten für Personen entstehen, die 
nicht der Wohngemeinschaft angehören; jedoch höchstens bis zu 8,00 € je Stunde und 
48,00 € je Tag. Bei der Betreuung von mehreren Kindern wird diese Entschädigung nur 
einmal gezahlt.  
 

(3) Wer ausschließlich einen Haushalt führt und keinen Verdienstausfall geltend macht, hat An-
spruch auf Zahlung eines Pauschalstundensatzes. Ebenso haben Ratsmitglieder, die kei-
nen Verdienstausfall geltend machen können, denen aber im beruflichen Bereich ein Nach-
teil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inan-
spruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, Ansprüche auf einen Pauschal-
stundensatz. Für den Pauschalstundensatz gilt der Betrag von 12,00 € je Std. und höchs-
tens 72,00 € je Tag. 
 

(3) Sind die in §§ 3 und 8 genannten Funktionsträgerinnen oder Funktionsträger länger als drei  
Monate an der Wahrnehmung ihrer Tätigkeit gehindert, so entfällt die Zahlung der Auf-
wandsentschädigung mit Ablauf des 3. vollen Kalendermonats nach Beginn der Verhin-
derung. Von diesem Zeitpunkt an erhält die Stellvertreterin oder der Stellvertreter die ent-
sprechende Aufwandsentschädigung; Erholungsurlaub bleibt außer Betracht. 
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§ 11 
 

Die steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Behandlung der Aufwandsentschädigung ist 
Angelegenheit der Empfängerinnen oder Empfänger. 
 

§ 12 
 

Diese Satzung tritt am 01.08.2020 in Kraft.  
 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Gewährung von Aufwandsentschädigungen, den Ersatz 
von Verdienstausfällen und die Erstattung von Fahrtkosten der Stadt Königslutter am Elm vom 
16.06.2003 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 29.04.2004 außer Kraft. 
 
 
 
Königslutter am Elm, den 10.07.2020 
 
 
 
 
 
gez. Hoppe (L.S.) 
Bürgermeister 
 
 
Veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt Nr. 37 vom 15.07.2020 


